
Wähler können zurückgewonnen wer-
den mit einem klaren Profil der CDU in
der Wirtschafts- und Finanzpolitik; etwa
mit einer Steuerstrukturreform, für wel-
che die Vorlagen bereitliegen (Modelle
Kirchhof, Solms, Merz, Leipziger Partei-
tag). Sie muss Vorrang haben vor jeder
Steuerentlastung. Die Union braucht aber
auch ein Konzept für den Übergang von
der Kurzarbeit zur Vollbeschäftigung, für
die Vollbeschäftigung der jungen Men-
schen mit Abschlüssen im dualen System
und mit Hochschulabschlüssen. Wir dür-
fen von den Auswirkungen der demo-
grafischen Entwicklung nicht nur reden,
sondern müssen handeln, von der Neu-
ordnung aller sozialen Sicherungssys-
teme nach den Grundsätzen von Subsidi-
arität und Solidarität bis zur Neuordnung
des Bildungssystems. Das neue Wirt-
schaftswachstum, das die Kanzlerin zu
Recht mit aller Kraft anstrebt, brauchen
wir zur Schuldentilgung. Es steht also
nicht zur Verteilung zur Verfügung. Da-
rauf müssen die Bürger vorbereitet wer-
den.

Die Union braucht also ganz dringend
ein neues wirtschaftspolitisches Profil. Sie
erreicht es nicht allein durch program-
matische Aussagen, sondern vor allem
durch konkretes Handeln. Darüber hi-
naus braucht sie ein wirtschaftspoliti-
sches „Gesicht“, also eine Persönlichkeit,
die durch Kompetenz und Argumenta-
tionskraft auf dem Bildschirm ist und auf
den Vollversammlungen der Industrie-
und Handelskammern, der Handwerks-
kammern und Wirtschaftsverbände.

Bei der letzten Bundestagswahl 2009 hat
die CDU mit der CSU nur noch 33,8 Pro-
zent der Stimmen erhalten, ein noch
schlechteres Wahlergebnis als 2005. Trotz
des hohen Ansehens der Bundeskanzle-
rin Angela Merkel fiel die CDU/CSU auf
den schlechtesten Stand seit 1949. Nicht
nur die SPD mit katastrophalen 23 Pro-
zent, sondern auch die CDU/CSU mit ei-
nem Drittelergebnis muss sich fragen, ob
sie noch Volkspartei ist.

Wir haben also allen Grund, nach den
Ursachen zu fragen. Der Darstellung von
Wählerwanderungen ist zu entnehmen,
dass die CDU/CSU 1 140 000 Wähler an
die FDP verloren hat und 1 080 000 Wäh-
ler an die Gruppe der Nichtwähler. Bei-
des war schon vor der Wahl vorauszu-
sehen, wenn auch nicht in dieser Dimen-
sion.

CDU/CSU müssen diese Wähler zu-
rückgewinnen, wenn sie mehrheitsfähig
bleiben wollen. Bei gezielter Anstren-
gung ist es sehr viel leichter, diese lang-
jährigen Unionswähler zurückzugewin-
nen, als in einer solchen Größenordnung
neue Wähler zu erschließen.

Die Unionswähler, die zur FDP gin-
gen, sind genau zu lokalisieren. Es sind
Angehörige des selbstständigen und des
unselbstständigen Mittelstandes, Unter-
nehmer, freie Berufe vom Rechtsanwalt
und Architekten bis zum Arzt und Apo-
theker. Sie haben festgestellt, dass sich
nicht nur die SPD-Führung von der
Agenda 2010 verabschiedet hat, sondern
auch die CDU-Führung von den Be-
schlüssen des Leipziger Parteitags. Diese
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Noch ist nicht zu erkennen, was die
Union unternehmen will, um die über
eine Million Wählerinnen und Wähler zu-
rückzugewinnen, die nach eingehender
Gewissensprüfung in die Wahlenthal-
tung geflüchtet sind. Es sind Stammwäh-
ler der Union bis hin zu Mitgliedern. 

Klare Profilierung
Ihre politische Heimat ist nach wie vor 
die CDU, aber sie können sich nicht mehr
mit wichtigen Teilbereichen ihrer Politik
identifizieren. Sie konnten nach ihrer
Überzeugung nicht (oder noch nicht) eine
andere Partei wählen. Auch sie sind leich-
ter zurückzugewinnen, als Wechselwäh-
ler oder Stammwähler anderer Parteien
neu zu gewinnen. Allerdings nicht durch
Zuwarten, sondern nur durch eine kla-
rere Profilierung der CDU, konkret auch
des „C“. Sie hören nur – nicht offi-
ziell, aber in Hintergrundberichten –,
dass sie zu einer Randgruppe gehören,
die nicht mehr mehrheitsfähig sei. Sie
wissen auch, dass wir seit der Gründung
der CDU Säkularisierungsschübe hatten
und dass die Kirchenbindung breiter Be-
völkerungskreise nachgelassen hat. Aber
sie wissen auch, dass eine große Mehr-
heit unseres Volkes den Pluralismus und
die Freiheit, Selbstbestimmung und Reli-
gionsfreiheit bejaht und dennoch auf der
Suche ist nach einer wirklichkeitsnahen
und effizienten, wertorientierten und be-
rechenbaren, unaufgeregten und verläss-
lichen Politik, für Humanität und gegen
Relativismus und gegen Irrationalismus.

Die CDU/CSU hat ein viel größeres
Potenzial, als sie derzeit in Wahlen reali-
sieren kann. Sie muss sich nur im Alltag
auf das besinnen, was sie in ihrer Ge-
schichte groß gemacht hat. Es war die Ab-
lehnung aller Ideologien und aller totali-
tären Systeme. Es ist die Bejahung des
Rechtsstaats, der die größte Errungen-
schaft unserer Kultur und Geschichte ist.
Es war der Wille zur Versöhnung und zu
guter Nachbarschaft, die Ablehnung von

Gewalt und die Friedensliebe. Es war 
der unbedingte Vorrang der Freiheits-
rechte und Grundrechte der Menschen
und ihrer Würde als Geschöpf Gottes. Es
war die Werteordnung der evangelischen
Sozialethik und der katholischen Sozial-
lehre. Das alles ist auch heute mehrheits-
fähig. Aber es muss vermittelt werden.
Politik darf nicht Fachsprachen sprechen,
sondern muss eine Sprache sprechen, die
verstanden wird. Sie muss Inhalte und
Ziele vermitteln, die die Bürger für ver-
nünftig halten.

Aber die Wortverkündigung reicht
nicht aus. Es überzeugt heute vor allem
die Tatverkündigung. An unseren Früch-
ten wird man uns erkennen und dann zu-
stimmen oder ablehnen. 

Glaubwürdige Persönlichkeiten
Es kommt mehr denn je auch auf glaub-
würdige Persönlichkeiten in Partei, Par-
lament und Regierung an. Sie finden Ver-
trauen. Die Erhaltung des Vertrauens ist
nicht nur der wichtigste Kaufmanns-
grundsatz im Verhältnis zum Kunden,
sondern auch die wichtigste Ressource in
der Politik. Vertrauen entsteht nur durch
Glaubwürdigkeit. Glaubwürdigkeit ent-
steht nur, wenn Aussagen und Taten der
Politiker nicht allzu weit auseinander-
liegen.

Die Union bleibt nur mehrheitsfähig,
wenn sie für Christen, für Konservative,
für Liberale und für suchende und offene
junge Menschen wählbar bleibt. Ich bin
kein Konservativer, aber ich bejahe mit
allen Konservativen Werte, die immer
gelten. Ich bin kein Liberaler, aber ich be-
jahe mit allen Liberalen den Vorrang des
Rechts, der Freiheit und des Rechtsstaats.
Ich freue mich über die heutige junge Ge-
neration, mit der ich an Schulen und
Hochschulen im Gespräch bin. Es ist eine
offene, nicht ideologisch fixierte junge
Generation. Wir können sie gewinnen,
aber nur, wenn wir uns um sie kümmern.
Ich bin mit sechzehn Jahren wegen des
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„C“ und der Sozialen Marktwirtschaft in
die CDU eingetreten, und wegen Konrad
Adenauer und Ludwig Erhard.

Die Hauptgruppe unserer Wähler und
unserer potenziellen Wähler sind nach
wie vor Menschen, für die christliche
Werte in der Erziehung, in der Familie, 
im Beruf und in der Politik wichtig sind.
Sie sind nicht überheblich, sondern wis-
sen um unsere menschlichen Unzuläng-
lichkeiten und Fehler. Sie halten sich nicht
für besser als Mitglieder anderer Parteien.
Sie sehen das „C“ nicht als Aushänge-
schild, sondern als Selbstverpflichtung.
Sie sehen sich in ihrem Tun in Verantwor-
tung gegenüber den Wählern und allen
Bürgern und zusätzlich in einer Letztver-
antwortung vor Gott. Sie erheben für die
CDU keinen Monopolanspruch auf das
Christentum, sondern wissen, dass es
Christen auch in anderen Parteien gibt.
Sie wissen, dass das, was alle demokra-
tischen Parteien verbindet, größer ist, als
was uns trennt. Deshalb sind sie kom-
promiss- und koalitionsfähig. 

Orientierung am „C“
Die CDU ist kein verlängerter Arm der
Kirchen. Wir bejahen aus Überzeugung
die Trennung von Kirche und Staat, weil
beide ganz unterschiedliche Aufgaben
haben. Aber wir sind für eine gute Zu-
sammenarbeit mit den Kirchen in allen
Bereichen, in denen es für die Menschen
gut ist. Wir bejahen einen Weltauftrag der
Christen, Nächstenliebe und Solidarität
für Arme und Randgruppen im eigenen
Land und weltweit. Wir orientieren uns
an der Wirklichkeit, am Gemeinwohl, an
den Grundrechten des Menschen und
den Grundwerten des Christentums.

Die CDU kann sich in Zukunft am „C“
orientieren, oder sie kann das „C“ auf-
geben. Aber es gibt keinen dritten Weg.
Sie darf nicht mehr das „C“ im Schilde
führen, wenn sie sich nicht an ihm orien-
tiert. Wenn sie sich, wie ihre Gründer,
weiterhin am „C“ orientiert, dann muss

das für die Bürger in allen Feldern der
Politik sichtbar sein.

In der Außenpolitik muss sie ihren Bei-
trag leisten zur Befriedung von interna-
tionalen Konflikten, für die Universalität
der Menschenrechte, für die europäische
Einigung und für gute Nachbarschaft, für
eine privilegierte Partnerschaft nicht nur
mit der Türkei, sondern auch mit Arme-
nien und Georgien, mit der Ukraine und
Aserbaidschan. Eine besondere Verbin-
dung und Verpflichtung hat deutsche
Außenpolitik gegenüber Frankreich, ge-
genüber Polen und Israel.

In der Entwicklungspolitik bleibt
Deutschland mit seinem Beitrag unter 
der Notwendigkeit, unter der Selbstver-
pflichtung und unter unseren Möglich-
keiten. Wir brauchen angesichts des Hun-
gers in der Welt eine stärkere Hilfe, eine
angepasste Hilfe zur Selbsthilfe und eine
vorrangige Option für die Armen.

In der Familienpolitik muss sich das
„C“ zeigen im Vorrang des Wohls des
Kindes vor den Interessen der Wirtschaft,
in einer Anerkennung und finanziellen
Anerkennung derErziehungsleistung der
Eltern, in einer vorrangigen Hilfe für
Familien mit einem Normaleinkommen
und mehreren Kindern.

In der Bildungspolitik muss Chancen-
gerechtigkeit durch gleiche Startbedin-
gungen für alle Kinder geschaffen wer-
den und dann eine Förderung in einem
gegliederten Schulsystem, das die jewei-
lige Begabung erkennt und Leistung för-
dert. Der Ausbau des dualen Systems und
der Berufsschulen ist von zentraler Be-
deutung. Hochschulen und Forschung
entscheiden über die Zukunftschancen
der jungen Generation und über die Wett-
bewerbsfähigkeit unseres Landes.

Die Bewahrung der Schöpfung und 
die Entlastung der jungen Generation 
von Schulden entscheiden darüber, ob 
sie vergleichbare Lebenschancen hat wie 
die Generationen ihrer Eltern und Groß-
eltern.

Seite 9Nr. 486 · Mai 2010

Weltorientierung und Werteorientierung

486_07_10_Teufel  28.04.2010  6:41 Uhr  Seite 9



Eine am „C“ orientierte Politik schützt
das Leben und die Würde des Menschen
in jedem Lebensalter, vor und nach der
Geburt. Sie fördert Selbstbestimmung für
die alten Menschen und Fürsorge und
Pflege, Anerkennung ihrer Lebensleis-
tung und Menschenwürde.

Die Soziale Marktwirtschaft war und 
ist ein Markenzeichen für die Union. 
Sie verbindet den Wettbewerb, das effi-
zienteste Wirtschaftssystem, mit sozialer
Gerechtigkeit für alle, die nicht, noch nicht
oder nicht mehr mithalten können im

Wettbewerb. Für sie ist „das Maß der Wirt-
schaft der Mensch“. (Wilhelm Röpke)

Die CDU liegt derzeit unter ihren Mög-
lichkeiten. Sie sollte ihre Stammwähler-
schaft und ihre potenziellen Möglichkei-
ten nicht selbst kleinreden. Sie sollte nicht
den Rückgang der Bindung der Men-
schen an den christlichen Glauben bekla-
gen und damit fehlende Stimmen be-
gründen, sondern ihre Politik ausrichten
am Schicksal der Menschen und an dem
Wort Jesu: „Wer nicht gegen euch ist, der
ist für euch.“ (Lukas 9, 50)

Erwin Teufel

Seite 10 Nr. 486 · Mai 2010

Weltzuwendung und Weltdistanz

„Die pluralistische Gesellschaft hat keine gemeinsame Begründung für das Bekenntnis
ihrer Verfassung zur unantastbaren Menschenwürde. Deshalb ist auch die Frage nach
der Reichweite ihres von der Verfassung gebotenen Schutzes umstritten. In diesem
Meinungsstreit ist die Erinnerung von Christen und Kirchen an ihre ‚starke’ Begrün-
dung der Menschenwürde aus Geschöpflichkeit und Gottebenbildlichkeit des Men-
schen ein Dienst an Mensch und Gesellschaft, auch wenn oder gerade weil sie wissen,
dass sie diese Begründung nicht allgemein verbindlich machen können. Die pluralis-
tische Gesellschaft und ihr Staat brauchen Grundwerte, sind aber oft ratlos in deren
Begründung.

Der große andere Bereich kirchlicher Sorge, soziale Gerechtigkeit, also die Bekämp-
fung sozialer Not, entspricht der Tradition kirchlicher Diakonie durch die Jahrhunderte.
Unübersehbar stammen unsere im westlichen Kulturkreis selbstverständlichen sozia-
len Einrichtungen aus kirchlicher Tradition. Die zahlreichen kirchlichen Einrichtungen
in diesem Feld sind eine wertvolle Bereicherung des Sozialstaats. Sie bringen in ihn
nicht nur eine im Glauben begründete Motivation ein, sondern aus ihrer praktischen
Erfahrung oft auch wichtige Vorschläge und Forderungen. Man kann etwa ohne Über-
treibung sagen, dass die Hilfswerke beider Kirchen maßgeblich die Einsicht in die Not-
wendigkeit von Entwicklungshilfe und -politik verbreitet haben. Ganz selbstverständ-
lich sind soziale Nöte und Probleme immer wieder Gegenstand kirchlicher Sozial-
verkündigung und Sozialethik. 

Ihre Bedeutung hat Karl Kardinal Lehmann in drei Funktionen gefasst, eine inspirie-
rende, eine kritisch-korrigierende und eine transzendierende: ‚inspirierend, indem sie
Beweggründe und Kräfte für politisches Handeln weckt; korrigierend, indem sie vor
Fehlentwicklungen warnt und solidarisch nach besseren Lösungen sucht; transzendie-
rend, indem sie Grenzen menschlichen Handelns aufzeigt und innerweltliche Heils-
lehren oder Utopien zurückweist’. Darin wird deutlich, dass in christlicher Ethik Welt-
zuwendung und Weltdistanz zugleich wirksam werden sollen.“

Bernhard Sutor am 30. März 2009 in Aus Politik und Zeitgeschichte
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